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Von Buttenhausen nach Berlin. 
Das Wirken des Zentrumspolitikers Matthias Erzberger 

Tagung am 8. Juni 2002 in Münsingen-Buttenhausen 

Unter der Schirmherrschaft des Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württemberg, Erwin 
Teufel, haben sich der Geschichtsverein der Diözese Rottenburg-Stuttgart und die Stadt 
Münsingen am Geburtsort Matthias Erzbergers zu einer gemeinsamen Tagung 
zusammengefunden, die sich mit der Wirkungsgeschichte des Zentrumspolitikers befaßte. 

Hintergrund ist das Vorhaben, im Geburtshaus des fraglos für die deutsche Geschichte am 
Übergang vom Kaiserreich zur Republik ganz zentralen Politikers eine ständige Ausstellung 
einzurichten. Die Tagung diente nicht zuletzt der Entwicklung konzeptioneller Überlegungen für 
diese Erinnerungsstätte. In seiner Begrüßung umriß Dr. Wolfgang Zimmermann, Stuttgart, die 
Gründe für die Beteiligung des Geschichtsvereins. Die Erzberger-Tagung steht demnach im 
Kontext einer ganzen Reihe von Veranstaltungen mit Themenschwerpunkt Katholizismusforschung 
in Württemberg im 19. und 20. Jahrhundert. 

Im ersten Tagungsbeitrag griff Dr. Andreas Gawatz, Biberach, diese Zusammenhänge auf. 
Ausgehend von der im Reich wohl einzigartigen Situation Württembergs, wo es bis zum Jahr 1895 
zu keiner Gründung einer Landespartei des Zentrums kam, versuchte Gawatz den kometenhaften 
Aufstieg Erzbergers mit den neuen Bedingungen des „politischen Massenmarkts“ kurz vor der 
Jahrhundertwende zu erklären. Ein wesentlicher Anstoß zur Politisierung der breiten Massen ging 
von dem Katholikentag in Ulm 1890 aus. Hier wurde erstmals eine Massenbasis geschaffen, um 
einerseits der Konkurrenz der Sozialdemokratie auf sozialen Themenfeldern und wirklicher oder 
vermeintlicher Benachteiligung von Katholiken in Württemberg andererseits entgegenzutreten. Der 
Durchsetzung dieser Ziele diente nicht zuletzt die Pressearbeit. Und genau hier stieg Erzberger 
unter Protektion des Arbeitergeistlichen Josef Eckard ein. Als begnadeter Redner und Arbeiter-
sekretär galt Erzberger bald überdies als „Tribun des kleinen Mannes“, der die Interessen der 
katholischen Minderheit in Württemberg sehr viel zeitgemäßer und effektiver als der bislang 
vorherrschende Typ des Honoratiorenpolitikers zu vertreten wußte. 

Eben der Tätigkeit Erzbergers als Redakteur bei dem in Stuttgart erscheinenden Katholischen 
Volksblatt widmete Dr. Christian Leitzbach, Düsseldorf, sein Augenmerk. Das württembergische 
Zentrumsorgan war wichtigstes Sprachrohr gegen die liberale (Beobachter) und 
sozialdemokratische (Schwäbische Tagwacht) Presse in Württemberg. Die Themen, mit denen 
sich Erzberger beschäftigte, waren vielfältig, doch lag ein Schwerpunkt auf der sozialen Lage der 
Handwerkergesellen. Erzbergers Pressearbeit wurde durch eine Vielzahl von selbständig 
erschienenen Broschüren ergänzt. Dabei spielte besonders die Genossenschaftsidee, schließlich 
auch die Befürwortung christlicher Gewerkschaften eine Rolle. Es war dies einmal mehr eine 
Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie. Mit harten Bandagen fechtend, ließ sich Erzberger 
in seiner 1898 erschienenen Schrift „Christliche oder sozialdemokratische Gewerkschaften?“ auch 
zu üblen antisemitischen Äußerungen hinreißen. Gleichzeitig zeigte er jedoch immensen Fleiß und 
Ideenreichtum. So trat Erzberger schon um 1900 für eine allgemeine und progressive 
Einkommensteuer ein, die jedoch erst nach dem Zusammenbruch des Wilhelminischen Reiches – 
von ihm selbst – durchgesetzt werden konnte. 

Die Erfolge Erzbergers in Württemberg führten schließlich zur Aufstellung als Reichstagskandidat 
in dem für das Zentrum sicheren württembergischen Wahlkreis 16. Der Sprung in die Reichspolitik 
nach den Wahlen 1903 eröffnete neue Politikfelder. Erzberger wurde stets vorgeworfen, 
unüberlegt als Außenpolitiker während des Ersten Weltkrieges dilettiert zu haben. Gerade das 
Gegenteil, eine nüchterne und realpolitisch orientierte Einschätzung der Lage vermochte indessen 
PD Dr. Torsten Oppelland, Jena, bei Erzberger zu verorten. Oppelland, der für den verhinderten 
Prof. Wilfried Loth freundlicherweise eingesprungen war, gelangte zu dieser Einschätzung nach 



  
Analyse von deutschen und amerikanischen Quellen zur Frage des uneingeschränkten U-Boot-
Krieges und des Kriegseintritts der Vereinigten Staaten. Eher als die meisten seiner Zeitgenossen 
vermochte Erzberger die Konsequenzen des Kriegseintritts Amerikas einzuschätzen. Offenbar von 
der Lagebeurteilung durch Tirpitz und die OHL schwer enttäuscht, betrieb er 1917 konsequent die 
Parlamentarisierung der deutschen Außenpolitik. Die Friedensresolution des Reichstages vom Juli 
1917 ging wesentlich auf seine Initiative zurück. In bereits aussichtsloser Lage entwickelte er seit 
Sommer 1918 beharrlich seine Ideen zum Völkerbund, in der Hoffnung, sich hier mit den 
Vereinigten Staaten treffen zu können. 

Daß viele seiner Initiativen gescheitert sind, lag am allerwenigsten an Erzberger selber. Den 
wirkungsmächtigsten Erfolg jedoch sollte er erst nach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches als 
Finanzminister der ersten deutschen Republik erlangen. Die langfristige Bedeutung von 
Erzbergers Finanz- und Steuerreformen der Jahre 1919-1920 brachte Prof. Dr. Peter-Christian 
Witt, Hamburg, schon im Titel seines Vortrags „Matthias Erzberger und die Entstehung des 
demokratischen Wohlfahrtsstaates“ zum Ausdruck. „Wohlfahrtsstaat und Demokratie so 
miteinander zu verknüpfen, daß beide Begriffe tatsächlich synonym wurden, daß die Bürger sich 
weder den Wohlfahrtsstaat ohne demokratische Strukturen noch Demokratie ohne 
wohlfahrtsstaatliche Gestaltung vorstellen konnten, war unter den Bedingungen, unter denen die 
Weimarer Republik entstanden war, die einzige Chance, zwischen der Scylla einer sozialistisch-
bolschewistischen Parteidiktatur und der Charybdis einer ... Militärdiktatur durchzusteuern.“ Die 
Steuer- und Finanzpolitik war hierfür eines der wichtigsten Instrumente. Die wesentlichen 
Leistungen Erzbergers bestanden in der „Verreichlichung“ der Finanzverwaltung und der 
Einführung eines allgemeinen und progressiv gestaffelten Einkommenssteuersystems, eine Idee, 
für die Erzberger schon lange Jahre eingetreten war. Gerade heute fragt man sich, wie eine solch 
umwälzende Reform in so kurzer Zeit gelingen konnte. Abgesehen von der Gunst der Stunde, die 
angesichts der riesigen finanziellen Lasten des verlorenen Krieges sicher eine Rolle spielte, konnte 
Witt die schnelle Etablierung eines effektiv arbeitenden und treu ergebenen Beamtenapparats 
namhaft machen. 

Erzbergers Verdienste sind, so Witt, von Zeitgenossen und Historikern nicht hinreichend gewürdigt 
worden. Auf die eigentümliche, durch die Ermordung Erzbergers 1921 und seine Verfemung im 
Nationalsozialismus noch verschärfte negative Sicht des Politikers ging auch Prof. Dr. Hans Georg 
Wehling, Stuttgart in seiner Tagungszusammenfassung ein. Mit der geplanten Einrichtung der 
Erinnerungsstätte in Buttenhausen vermag diesem tradierten negativen Bild hoffentlich eine 
gerechtere und angemessene Bewertung entgegengesetzt zu werden. 

Zur Tagung erschien ein zwölfseitiges Faltblatt zu Matthias Erzberger, das die Landeszentrale für 
poltische Bildung Baden-Württemberg herausgibt und dort kostenlos bezogen werden kann (LpB-
Marketing, Stafflenbergstr. 38, 70184 Stuttgart, Fax: 0711/16409977, E-Mail: 
marketing@lpb.bwl.de). 

Die Tagungsbeiträge selbst erscheinen im Druck in dem vom Geschichtsverein der Diözese 
herausgegebenen Rottenburger Jahrbuch für Kirchengeschichte. 
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